
KLEINE En emen
BETITRAGFE für Religionsfreiheit

Vo  _ atja Voges

einer eidenschaftlich geführten Bun-
destagsdebatte Z1. ema Religions-
freiheit Adiskutierten die Abgeordneten
9. Oktober 5015 über Anträge der VCI-

schiedenen Bundestagsfraktionen, ın denen
Ma{isSsnahmen ZUr ärkung der Religions-
freiheit ın Deutschland un weltweit SOWIE
Fragen der Berichterstattung über Religions-
un Weltanschauungsfreiheit 1mM Fokus
standen. Fın Abgeordneter der Partel Alter-
native für Deutschland (AfD) Jürgen Braun,
aufserte sich ın dieser Debatte kritisch den
Anträgen der anderen Bundestagsfraktionen,
forderte ein besonderes Engagement für
Christinnen und Christen un machte ın
diesem Kontext insbesondere auf die VCI-

meintliche islamische Bedrohung ufmerk-
SAa Nur 1mM eigenen Antrag mıt dem 1Te
» Christenverfolgung toppen und sanktio-
nNIıeren« sah SeINE Forderungen realisiert
un: schlussfolgerte: » [DIie Menschen 1mM
Lande WISSeN DDas 1mM Namen ebührt
aAb Jetz der I«

DIie Tatsache, dass 1mM Bundestag ber
Religionsfreiheit kontrovers diskutiert wird,
ı egrüfßen, Adruückt sich doch 1mM Kingen

Religionsfreiheit AUS, dass dieses Men-
schenrecht ernst 3000008 und Öffentlich
thematisiert wird. ugleic wirft die genannte
Bundestagsdebatte nıcht zuletzt SCcHh der
Äußerung des AfD-Abgeordneten wichtige
Fragen auf, denen sich uch MMASSIO als nterna-
tionales Katholisches Missionswerk ın seinem
Einsatz für Religionsfreiheit tellen 111055

In einem ersten Teil stehen vier Fragen
1mM Mittelpunkt, deren Beantwortung die
Grundhaltung 1$$S10S Zzu ema aufzeigt.
E1n zweıter Teil AUS, WIE sich diese
Grundhaltung 1mM konkreten Engagement
des kirchlichen Hilfswerks für Religions-
freiheit weltweit niederschlägt.
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Engagement  
für Religionsfreiheit 
von Katja Voges 

n  einer leidenschaftlich geführten Bun-
destagsdebatte zum Thema Religions-
freiheit diskutierten die Abgeordneten 

am 19. Oktober 2018 über Anträge der ver-
schiedenen Bundestagsfraktionen, in denen 
Maßnahmen zur Stärkung der Religions-
freiheit in Deutschland und weltweit sowie 
Fragen der Berichterstattung über Religions- 
und Weltanschauungsfreiheit im Fokus 
standen. Ein Abgeordneter der Partei Alter-
native für Deutschland (AfD), Jürgen Braun, 
äußerte sich in dieser Debatte kritisch zu den 
Anträgen der anderen Bundestagsfraktionen, 
forderte ein besonderes Engagement für 
Christinnen und Christen und machte in 
diesem Kontext insbesondere auf die ver-
meintliche islamische Bedrohung aufmerk-
sam.1 Nur im eigenen Antrag mit dem Titel 
»Christenverfolgung stoppen und sanktio-
nieren« sah er seine Forderungen realisiert 
und schlussfolgerte: »Die Menschen im 
Lande wissen es: Das C im Namen gebührt 
ab jetzt der AfD!«2 

Die Tatsache, dass im Bundestag über 
Religionsfreiheit kontrovers diskutiert wird, 
ist zu begrüßen, drückt sich doch im Ringen 
um Religionsfreiheit aus, dass dieses Men-
schenrecht ernst genommen und öffentlich 
thematisiert wird. Zugleich wirft die genannte 
Bundestagsdebatte nicht zuletzt wegen der 
Äußerung des AfD-Abgeordneten wichtige 
Fragen auf, denen sich auch missio als Interna-
tionales Katholisches Missionswerk in seinem 
Einsatz für Religionsfreiheit stellen muss. 

In einem ersten Teil stehen vier Fragen 
im Mittelpunkt, deren Beantwortung die 
Grundhaltung missios zum Thema aufzeigt. 
Ein zweiter Teil führt aus, wie sich diese 
Grundhaltung im konkreten Engagement 
des kirchlichen Hilfswerks für Religions-
freiheit weltweit niederschlägt. 
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Verantwortungsvoll dene Religionsgemeinschaften gegene1N-
für Religionsfreiheit ander auszusplelen, bestimmte Vertol-
eintreten gungssituationen verallgemeinern oder

Sal davon sprechen, dass bestimmte
Religionen einer Gewährun VO  — Religi-
Oonsfreiheit prinzipie entgegenstehen, ist

wichtig, reflektieren un uch dar-
Wer sind die Betroffenen? zustellen, dass sich bei Verletzungen

In der eingangs genannten Bundestags- der Religionsfreiheit oft ein omplexes
ebatte wurde der Bamberger Erzbischof Zusammenspiel religiöser, politischer, Oko-
Ludwig Schick zıtiert, der bei der Vorstel- nomischer un ethnischer Faktoren un
lung des VOoO  — der Evangelischen Kirche ın Problemlagen handelt
Deutschland un der Deutschen
Bischofskonferenz herausgege enen W 1e wird die Lage der Religions-
Okumenischen Berichts ZUur Religionsfreiheit freiheit verantwortlich eingeschätzt
VOonmn Christen weltweit® 1mM Dezember 2017 und dargestellt?
gesagt hatte » Unser Einsatz für die Christen AÄus der geschilderten Haltung heraus
ist exemplarisch, ber nicht exklusiv «* kann nicht priımar darum gehen, Ver-

Wenn NASSIO sich als kirchliches S- folgungsfälle getrenn nach Religionszuge-
werk für Religionsfreiheit einsetzt, dann hörigkeit zahlenmäfsig erfassen und auf
steht gahz ın diesem Sinne eın Menschen- dieser Grundlage Länder vergleichen.
recht 1m Mittelpunkt, das für alle Menschen Vergleiche bergen ZU einen die Gefahr,
gleichermafsen gilt Das ScCHh LE nıicht AUS, dass die individuellen Leiderfahrungen
dass 1m konkreten Einsatz einer kirchlichen der Angehörigen verschiedener Religions-
Hilfsorganisation besonders das Schicksal gemeinschaften gegeneinander ausgespielt
VOo  — Christinnen und Christen hervorgeho- un politisch instrumentalisiert werden.
ben wird und ihnen besondere Unterstut- 7Zum anderen WAalrlLiEN dlie Menschen VOrLr Urt,

Partnerinnen und Partner VOoO  — NSSLO, VOTLZUNg zukommt. Es el jedoch zugleich,
dass AUS einer christlichen Grundhaltung
heraus der Schutz der Wüuürde Jedes einzel-
TICT1H Menschen ın den Mittelpunkt geste Vgl Deispielsweise Ale AuUsSsage Aeswird Das bedeutet konkret, uch die Situa- Dolitikers: » Als rellglöse Ideologie E{ireıi

der Islarm Ale Wöltwelte Verfolgung. «tıon VOo  — Angehörigen anderer Religionen (DEUTSCHER BUNDESTAG [Hag.] enogra-und Weltanschauungen reflektieren, ihre Ischer Baricht 5“ Sitzung, Plenarprotokoll
jeweiligen Dialogmöglichkeiten aufzuzeigen 9/59, Berlin, Freitag, 9.10.201  4 0619,

Online abrutTbar UNTE! http:/dipbt.bundesund stärken und den gemeinsamen F1in- tag.de/dip21  /19/19059.pdT 1 7.2.2019 ]}
2 ESaTl7Z füır Religionsfreiheit ber nationale,

ethnische un religiöse Tenzen hinweg Vgl. SEKRETARIAT DELK IDD)DEUTSCHEN
BISCHOFSKONFERENZ/KIRCHEN DELK

Öördern EVANG_!ELISCHEN KIRCHE L DIS
(Hg.  S Okumenischer Baricht ZuUur Reilgions-
TEeINEeT VC}] Christen WETWEIT 201 /. [)asGibt nichtreligiö Ursachen Racht auf Reilgions- UNA Weltanschauungs-

Vo  —_ Verfolgung, Bedrängnis und TEeINEeT Bedrohungen Einschränkungen
Verletzungen, Bnnn /Hannover 201 /.Diskriminierung? EKD, Glaubenswechsel als »Nagelprobe

/7u einem umfassenden und differenzierten der Rellglonsfreihelt«. Deutsche ISCHOTS-
Kkonferenz UNA EK vercmfentlichen »Okume-1C auf Religionsfreiheit gehört uch die Alschen Baricht ZUur Rellglonstfreiheit V}
Christen weltweit«, PressemitteilungFrage ach nichtreligiösen Ursachen VO  -

Verfolgung, Bedrängnis un Diskriminie- 4UNTE! https:Z/www.ekd.de/
ogekumenIscher-bericht-vorgestellt-31475.

LUL$. Um der Gefahr entgehen, verschie- htim 5.2.2019}
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Verantwortungsvoll  
für Religionsfreiheit  
eintreten 

? Wer sind die Betroffenen? 
In der eingangs genannten Bundestags-
debatte wurde der Bamberger Erzbischof 
Ludwig Schick zitiert, der bei der Vorstel-
lung des von der Evangelischen Kirche in 
Deutschland (EKD) und der Deutschen 
Bischofskonferenz (DBK) herausgegebenen 
Ökumenischen Berichts zur Religionsfreiheit 
von Christen weltweit 3 im Dezember 2017 
gesagt hatte: »Unser Einsatz für die Christen 
ist exemplarisch, aber nicht exklusiv.«4 

Wenn missio sich als kirchliches Hilfs-
werk für Religionsfreiheit einsetzt, dann 
steht ganz in diesem Sinne ein Menschen-
recht im Mittelpunkt, das für alle Menschen 
gleichermaßen gilt. Das schließt nicht aus, 
dass im konkreten Einsatz einer kirchlichen 
Hilfsorganisation besonders das Schicksal 
von Christinnen und Christen hervorgeho-
ben wird und ihnen besondere Unterstüt-
zung zukommt. Es heißt jedoch zugleich, 
dass aus einer christlichen Grundhaltung 
heraus der Schutz der Würde jedes einzel-
nen Menschen in den Mittelpunkt gestellt 
wird. Das bedeutet konkret, auch die Situa-
tion von Angehörigen anderer Religionen 
und Weltanschauungen zu reflektieren, ihre 
jeweiligen Dialogmöglichkeiten aufzuzeigen 
und zu stärken und den gemeinsamen Ein-
satz für Religionsfreiheit über nationale, 
ethnische und religiöse Grenzen hinweg 
zu fördern. 

?  Gibt es nichtreligiöse Ursachen  
von Verfolgung, Bedrängnis und  
Diskriminierung? 

Zu einem umfassenden und differenzierten 
Blick auf Religionsfreiheit gehört auch die 
Frage nach nichtreligiösen Ursachen von 
Verfolgung, Bedrängnis und Diskriminie-
rung. Um der Gefahr zu entgehen, verschie-

dene Religionsgemeinschaften gegen ein - 
ander auszuspielen, bestimmte Verfol-
gungssituationen zu verallgemeinern oder 
gar davon zu sprechen, dass bestimmte 
Religionen einer Gewährung von Religi-
onsfreiheit prinzipiell entgegenstehen, ist 
es wichtig, zu reflektieren und auch dar-
zustellen, dass es sich bei Verletzungen 
der Religionsfreiheit oft um ein komplexes 
Zusammenspiel religiöser, politischer, öko-
nomischer und ethnischer Faktoren und 
Problemlagen handelt. 

?  Wie wird die Lage der Religions- 
freiheit verantwortlich eingeschätzt  
und dargestellt? 

Aus der geschilderten Haltung heraus 
kann es nicht primär darum gehen, Ver-
folgungsfälle getrennt nach Religionszuge-
hörigkeit zahlenmäßig zu erfassen und auf 
dieser Grundlage Länder zu vergleichen. 
Vergleiche bergen zum einen die Gefahr, 
dass die individuellen Leiderfahrungen 
der Angehörigen verschiedener Religions-
gemeinschaften gegeneinander ausgespielt 
und politisch instrumentalisiert werden. 
Zum anderen warnen die Menschen vor Ort, 
Partnerinnen und Partner von missio, vor 

1 Vgl.  beispielsweise die Aussage des 
Politikers: »Als religiöse Ideologie betreibt 
der Islam die weltweite Verfolgung.« 
(Deutscher Bundestag [Hg.], Stenogra-
fischer Bericht 59. Sitzung, Plenarprotokoll 
19/59, Berlin, Freitag, 19.10.2018, 6619, 
online abrufbar unter: http: / /d i p b t . b u n d e s 
 t a g . d e / d i p 2 1 / b t p / 1 9 / 1 9 0 5 9.pdf [7.2.2019]). 
2 Ebd.  
3 Vgl.  SekretarIat der Deutschen 
BIschofskonferenz/KIrchenamt der 
EVangelIschen KIrche In Deutschland 
(Hg.), Ökumenischer Bericht zur Religions-
freiheit von Christen weltweit 2017. Das 
Recht auf Religions- und Weltanschauungs-
freiheit: Bedrohungen – Einschränkungen – 
Verletzungen, Bonn/Hannover 2017. 
4 ekd, Glaubenswechsel als »Nagelprobe 
der Religionsfreiheit«. Deutsche Bischofs-
konferenz und ekd veröffentlichen »Ökume-
nischen Bericht zur Religionsfreiheit von 
Christen weltweit«, Pressemitteilung 
15.12.2017, unter: https: // www.ekd.de/
oekumenischer-bericht-vorgestellt-31475.
htm (5.2.2019). 
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einer ÄArt Wettbewerb der Opferzahlen VCI- Durch ıne Verwendung unterschied-
schiedener Religionen, der lediglich WE1- licher egriffe WIE Verfolgung, Bedräng-
lerer wechselseitiger Abgrenzung Das NS un Diskriminierung kann die Kom-
SCcCAhULE nicht AUS, dass Einordnungen nach plexität der Verletzungen VOo  — Religions-
bestimmen Gefährdungslagen für Angehörige freiheit ANSCMESSCH beschrieben werden.
verschiedener Religions- und Weltanschau- Nur wWenn Leiderfahrungen In ihrer Art
ungsgemeinschaften VOLSCHOLNLN werden. un: Intensıtat differenziert wahrgenom-
DIie Komplexität der Zusammenhänge und TLIENNN werden, können einerseıts Situationen
die en lende Eindeutigkeit VOoO  — Situationen ausgemacht werden, die nicht tolerieren
der Bedrängnis und der Verfolgung sind sind, un: andererseits wenIiger exvxistentielle
jedoch berücksichtigen. beispiels- Problemlagen mıt der Aussicht auf Dialog,
WEI1ISE bürokratische Schikanen religiös maot1- Verständigung un Verbesserung der Per-
viert sind, WIsSsen me1lst die Betroffenen spektiven geme1insam erortert und ALULLS -

cselbst nicht gewerte werden. In der Reflexion über
Begrifflichkeiten un: Darstellungsformen
sind schliefslich die Stimmen der eirofife-Welcher Sprachgebrauch

ıst In der Rede Vo  —_ Religionsfreiheit nen hören. Dialogorientierte Christin-
nen un Christen, die In ihrem Land unterangemessen‘

/u einer verantwortlichen Rede ber Re- Einschränkungen ihrer Religionsfreiheit
ligionsfreiheit gehört 1ne ditferenzierte leiden, möchten Defizite aufzeigen, £1
Sprache MISSIO verwendet unterschied- zugleic sensibel vorgehen un: ihre nicht-
1C Begrifflichkeiten, {Twa Verfolgung, christlichen Mitbürgerinnen und Mitbürger
Bedrängnis un Diskriminierung. Sicher- nicht Urc undifferenzierte Darstellungen
ich ware anmafisend, Menschen, deren sich aufbringen.
Freiheitsrechte verletzt werden, abzusprechen,
dass S1€e diese Situationen als Verfolgung
empfinden. Erfahrungen VO  - Verfolgung
sind SCAUIE  ich CS die subjektiven MAISSIO FEngagement
Wahrnehmungen der Betroffenen geDun- für Religionsfreiheit
den elche Phänomene der Begriff Ver-

Seit Jahren ist der FEinsatz für Menschen-folgung eIN- un ausschliefst, ıst zudem
nicht festgelegt. ıne allgemeingültige un rechte allgemein un insbesondere für das
völkerrechtlich verbindliche Definition 1Eg Menschenrecht auf Religionsfreiheit eın 7Ze1N-

bisher nicht VOTI, uch wWenn Ansatzpunkte trales nliegen des Internationalen Katho-
insbesondere ıIn den internationalen Oku- ischen Missionswerks MASSIO. DDas Werk VCI-

mMenten auszumachen sind, die das Schick- o1g mıt seinem Engagement unterschied-
sq] VO  - Flüchtlingen fokussieren un In 1C JlJele So geht Zzu einen darum,
diesem Rahmen Verfolgung als Eluchtursa- politische un: kirchliche Entscheidungs-
che ıIn den 1C nehmen, beispielsweise trager SOWIE zivilgesellschaftliche Akteure in
ıIn der Genfer Flüchtlingskonvention VO  - Deutschland über die Lage der Religionsfrei-
1951 eutilic wird bei en Definitions- heit weltweit informieren und ın gezielten
schwierigkeiten, dass das Völkerrecht mıt Kampagnen und Aktionen die Menschen
dem Begriff der Verfolgung ıne besondere ZUTL Unterstützung aufzuruftfen. /7Zum ande-
chwere der Menschenrechtsverletzungen TE hat das Engagement für Religionsfreiheit
verbindet. elche Konsequenzen dies für das Ziel, Partnerinnen und Partner ın Afrika,
die Sprachwahl ıIn der Rede VO  - Religions- ÄAslen und ()zeanlen verneizen und ihren
freiheit mıt sich rın ıst damıt nıicht Austausch relevanten theologischen und
eklärt. pastoralen Fragestellungen Öördern
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einer Art Wettbewerb der Opferzahlen ver-
schiedener Religionen, der lediglich zu wei-
terer wechselseitiger Abgrenzung führt. Das 
schließt nicht aus, dass Einordnungen nach 
bestimmen Gefährdungslagen für Angehörige 
verschiedener Religions- und Weltanschau-
ungsgemeinschaften vorge nommen werden. 
Die Komplexität der Zu sammenhänge und 
die fehlende Eindeutigkeit von Situationen 
der Bedrängnis und der Verfolgung sind 
jedoch zu berücksichtigen. Ob beispiels-
weise bürokratische Schikanen religiös moti-
viert sind, wissen meist die Betroffenen 
selbst nicht. 

?  Welcher Sprachgebrauch  
ist in der Rede von Religionsfreiheit  
angemessen? 

Zu einer verantwortlichen Rede über Re-
ligionsfreiheit gehört eine differenzierte 
Sprache. missio verwendet unterschied-
liche Begrifflichkeiten, etwa Verfolgung, 
Bedrängnis und Diskriminierung. Sicher-
lich wäre es anmaßend, Menschen, deren 
Freiheitsrechte verletzt werden, abzusprechen, 
dass sie diese Situationen als Verfolgung 
empfinden. Erfahrungen von Verfolgung 
sind schließlich eng an die subjektiven 
Wahrnehmungen der Betroffenen gebun-
den. Welche Phänomene der Begriff Ver-
folgung ein- und ausschließt, ist zudem 
nicht festgelegt. Eine allgemeingültige und 
völkerrechtlich verbindliche Definition liegt 
bisher nicht vor, auch wenn Ansatzpunkte 
insbesondere in den internationalen Doku-
menten auszumachen sind, die das Schick-
sal von Flüchtlingen fokussieren und in 
diesem Rahmen Verfolgung als Fluchtursa-
che in den Blick nehmen, so beispielsweise 
in der Genfer Flüchtlingskonvention von 
1951. Deutlich wird bei allen Definitions-
schwierigkeiten, dass das Völkerrecht mit 
dem Begriff der Verfolgung eine besondere 
Schwere der Menschenrechtsverletzungen 
verbindet. Welche Konsequenzen dies für 
die Sprachwahl in der Rede von Religions-
freiheit mit sich bringt, ist damit nicht 
geklärt. 

Durch eine Verwendung unterschied-
licher Begriffe wie Verfolgung, Bedräng-
nis und Diskriminierung kann die Kom-
plexität der Verletzungen von Religions-
freiheit angemessen beschrieben werden. 
Nur wenn Leiderfahrungen in ihrer Art 
und Intensität differenziert wahrgenom-
men werden, können einerseits Situationen 
ausgemacht werden, die nicht zu tolerieren 
sind, und andererseits weniger existentielle 
Problemlagen mit der Aussicht auf Dialog, 
Verständigung und Verbesserung der Per-
spektiven gemeinsam erörtert und aus-
gewertet werden. In der Reflexion über 
Begrifflichkeiten und Darstellungsformen 
sind schließlich die Stimmen der Betroffe-
nen zu hören. Dialogorientierte Christin-
nen und Christen, die in ihrem Land unter 
Einschränkungen ihrer Religionsfreiheit 
leiden, möchten Defizite aufzeigen, dabei 
zugleich sensibel vorgehen und ihre nicht-
christlichen Mitbürgerinnen und Mitbürger 
nicht durch undifferenzierte Darstellungen 
gegen sich aufbringen. 

missio – Engagement  
für Religionsfreiheit 

Seit Jahren ist der Einsatz für Menschen-
rechte allgemein und insbesondere für das 
Menschenrecht auf Religionsfreiheit ein zen-
trales Anliegen des Internationalen Katho-
lischen Missionswerks missio. Das Werk ver-
folgt mit seinem Engagement unterschied-
liche Ziele. So geht es zum einen darum, 
politische und kirchliche Entscheidungs-
träger sowie zivilgesellschaftliche Akteure in 
Deutschland über die Lage der Religionsfrei-
heit weltweit zu informieren und in gezielten 
Kampagnen und Aktionen die Menschen 
zur Unterstützung aufzurufen. Zum ande-
ren hat das Engagement für Religionsfreiheit 
das Ziel, Partnerinnen und Partner in Afrika, 
Asien und Ozeanien zu vernetzen und ihren 
Austausch zu relevanten theologischen und 
pastoralen Fragestellungen zu fördern. 
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Internationale E1n erstes Treffen fand 1mM ahr 2017 ın
Konferenzen ZUTr Sıiıtuation ypern STA un diente dem gegenseltigen
der Christen Kennenlernen. Im Folgejahr 5015 kamen

Seit 2013 N1SS1IO jährlic. ıne interna- die eilnehmer des Netzwerkes 1mM Libanon
tionale Konferenz uUrc. die dazu dient, IM! und Adiskutierten Möglichkeiten
mIıt Expertinnen un Experten über die einer gelebten Bürgerschaft (citoyennete) für
Siıtuation der Christen ın verschiedenen Christinnen und Christen ın der arabischen
Ländern und Kegionen in den Austausch Welt Im ahr 2019 stand beim Treffen ın
kommen. Bisher standen Ägypten‚ Syrien, Jordanien die Frage 1m Mittelpunkt, weilche
Pakistan, Clie Arabische Halbinsel, Iran, Er1- Bedeutung CArısIiUche Leadership ın den
trea, gerien un TIschad 1mM Mittelpunkt Ländern des Nahen und Mittleren ()stens
dieser Konferenzen, die me1lst ın den enTt- SOWIE ordafrikas en kann
sprechenden Ländern cselbst stattfinden.
Neben den Perspektiven un Herausforde- Länderberichte
PUNSCHIL der Kirche wird uch die Situation Religionsfreiheit
VOoO  — Angehörigen anderer Religions- und E1n wichtiges nliegen der Fachstelle Men-
Weltanschauungsgemeinschaften 1mM Land schenrechte 1st CD, Menschen iın Deutschland
reflektiert. Dazu ehören Fragen nach dem über Clie Lage der Religionsfreiheit weltweit
Verhältnis VOIT1 Staat und eligion allgemein, informieren und Clie menschenrechtliche

Netzwerkarbeit Öördern SO veröffentlichMöglichkeiten des interreligiösen Dialogs
un Spielräume für sO71ales un gesell- MISSIO zweimal 1mM ahr eweils WEe1 bis drei
schaftliches Engagement. DIe Konferenzen Berichte ın der Reihe TLänderberichte Religions-
ljefern schlie{fslich wichtige Hınwelse darauf, Freiheit, iın denen Expertinnen und Experten
WIE N1SSIO als kirchliche Hilfsorganisation länderspezifische Informationen ZUur Lage
unterstützend alıg werden kann nicht der Religionsfreiheit aufarbeiten. Um dem
zuletzt zugunsten der Religionsfreiheit 1mM €ma Religionsfreiheit ın den spezifischen
Land Kontexten eweils möglichst erecht WE -

den, beschreiben die Autoren die politische
Netzwerk Situation 1mM Land, reflektieren nichtreligiöse
Religionsfreiheit Ursachen Vo  — Verfolgung, Bedrängnis und

NeIit 2017 baut M1SSTO ein Netzwerk 7zu Diskriminierung und nehmen iın ihrer [)ar-
ema Religionsfreiheit auf, das kirchliche tellung Angehörige ler eligions- und Welt-
Vertreter AUS Nordafrika, dem Nahen un anschauungsgemeinschaften iın den 1C In
Mittleren ()sten jJährlic zusammenbringt. der Rubrik » Religionsfreiheit konkret« WE -

In einem Kontext, In dem die Religions- denzeinen Verletzungen der Religionsfrei-
freiheit gefährdet ıst un: Christinnen un: heit Urc staatliche Akteure, das €1Urc
Christen sich In einer Minderheitensitua- (‚esetze und ihre Ausführungsbestimmungen

SOWIE UrC| Onkrete Ma{fSsnahmen des Staatestıon efinden, wird der Austausch ber
theologische un: pastorale Fragestellun- und selner Verwaltung, und Zzu anderen
gCcnh angeregT. /7Z7um einen bietet das Netz- Verletzungen der Religionsfreiheit UrC| Indi-
werktireifen einen geschützten aum für viduen, Urganisationen und so7ziale Gruppen
den Austausch, Zu anderen profitiert dargestellt. E1n gesonderter Abschnitt nenntT
MISSIO als kirchliches Hilfswerk In selNer Dialogmöglichkeiten und mögliche KOODe-
Grundlagen-, ildungs- un Projektarbeit ratiıonen 1mM Einsatz für Religionsfreiheit.
In em alse davon, auıf eın Netzwerk Leserinnen und Leser der Läanderberichte
VOo  — Expertinnen und Experten ZU Religionsfreiheit sind vorwiegend politische
ema Religionsfreiheit zurückgreifen undYC|Akteure SOWIE Mitglieder zivil-
können. gesellschaftlicher Urganisationen.
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!  Internationale  
Konferenzen zur Situation  
der Christen 

Seit 2013 führt missio jährlich eine interna-
tionale Konferenz durch, die dazu dient, 
mit Expertinnen und Experten über die 
Situation der Christen in verschiedenen 
Ländern und Regionen in den Austausch zu 
kommen. Bisher standen Ägypten, Syrien, 
Pakistan, die Arabische Halbinsel, Iran, Eri-
trea, Algerien und Tschad im Mittelpunkt 
dieser Konferenzen, die meist in den ent-
sprechenden Ländern selbst stattfinden. 
Neben den Perspektiven und Herausforde-
rungen der Kirche wird auch die Situation 
von Angehörigen anderer Religions- und 
Weltanschauungsgemeinschaften im Land 
reflektiert. Dazu gehören Fragen nach dem 
Verhältnis von Staat und Religion allgemein, 
Möglichkeiten des interreligiösen Dialogs 
und Spielräume für soziales und gesell-
schaftliches Engagement. Die Konferenzen 
liefern schließlich wichtige Hinweise darauf, 
wie missio als kirchliche Hilfsorganisation 
unterstützend tätig werden kann  –  nicht 
zuletzt zugunsten der Religionsfreiheit im 
Land. 

 !  Netzwerk  
Religionsfreiheit 

Seit 2017 baut missio ein Netzwerk zum 
Thema Religionsfreiheit auf, das kirchliche 
Vertreter aus Nordafrika, dem Nahen und 
Mittleren Osten jährlich zusammenbringt. 
In einem Kontext, in dem die Religions-
freiheit gefährdet ist und Christinnen und 
Christen sich in einer Minderheitensitua-
tion befinden, wird der Austausch über 
theologische und pastorale Fragestellun-
gen angeregt. Zum einen bietet das Netz-
werktreffen einen geschützten Raum für 
den Austausch, zum anderen profitiert 
missio als kirchliches Hilfswerk in seiner 
Grundlagen-, Bildungs- und Projektarbeit 
in hohem Maße davon, auf ein Netzwerk 
von Expertinnen und Experten zum 
Thema Religionsfreiheit zurückgreifen zu 
können. 

Ein erstes Treffen fand im Jahr 2017 in 
Zypern statt und diente dem gegenseitigen 
Kennenlernen. Im Folgejahr 2018 kamen 
die Teilnehmer des Netzwerkes im Libanon 
zusammen und diskutierten Möglichkeiten 
einer gelebten Bürgerschaft (citoyenneté) für 
Christinnen und Christen in der arabischen 
Welt. Im Jahr 2019 stand beim Treffen in 
Jordanien die Frage im Mittelpunkt, welche 
Bedeutung christliche Leadership in den 
Ländern des Nahen und Mittleren Ostens 
sowie Nordafrikas haben kann. 

!  Länderberichte  
Religionsfreiheit 

Ein wichtiges Anliegen der Fachstelle Men-
schenrechte ist es, Menschen in Deutschland 
über die Lage der Religionsfreiheit weltweit 
zu informieren und die menschenrechtliche 
Netzwerkarbeit zu fördern. So veröffentlich 
missio zweimal im Jahr jeweils zwei bis drei 
Berichte in der Reihe Länderberichte Religions-
freiheit, in denen Expertinnen und Experten 
länderspezifische Informationen zur Lage 
der Religionsfreiheit aufarbeiten. Um dem 
Thema Religionsfreiheit in den spezifischen 
Kontexten jeweils möglichst gerecht zu wer-
den, beschreiben die Autoren die politische 
Situation im Land, reflektieren nichtreligiöse 
Ursachen von Verfolgung, Bedrängnis und 
Diskriminierung und nehmen in ihrer Dar-
stellung Angehörige aller Religions- und Welt-
anschauungsgemeinschaften in den Blick. In 
der Rubrik »Religionsfreiheit konkret« wer-
den zum einen Verletzungen der Religionsfrei-
heit durch staatliche Akteure, das heißt durch 
Gesetze und ihre Ausführungsbestimmungen 
sowie durch konkrete Maßnahmen des Staates 
und seiner Verwaltung, und zum anderen 
Verletzungen der Religionsfreiheit durch Indi-
viduen, Organisationen und soziale Gruppen 
dargestellt. Ein gesonderter Abschnitt nennt 
Dialogmöglichkeiten und mögliche Koope-
rationen im Einsatz für Religionsfreiheit. 
Leserinnen und Leser der Länderberichte 
Religionsfreiheit sind vorwiegend politische 
und kirchliche Akteure sowie Mitglieder zivil-
gesellschaftlicher Organisationen. 
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Kampagnen und ihre Familie diplomatisc und logistisch
und Aktionen bei ihrer Äusrelse unterstutzen AufSser-

Neben dem Anliegen, politische un rch- dem inıtnerte un begleitete MNASSIO ıne
Oöffentlichkeitswirksame Pressekonferen7z1C Entscheidungsträger SOWIE zivilgesell-

SCHaATITLlıcNeE Akteure über die Lage der Reli- mıt dem Anwalt Asıa Bibis Im Januar 2019
gionsfreiheit weltweit informieren, wurde die Revisiıon endgültig abgewiesen
N1SSIO Kampagnen urc. gemeinsam und der Freispruch durchgesetzt.
mıt Unterstutzerinnen un Unterstutzern Im Sinne eINes verantwortungsvollen
OÖffentlich für Christinnen und Christen ın Umgangs mıt dem ema Religionsfreiheit
Not ParteIl ergreifen und sich für Men- richtet N1SS1IO ın seinem konkreten Engage-
schen einzusetzen, die Verständigung, FBrie- mMentT für Christinnen und Christen ın Not
densarbeit und den interreligiösen Dialog iımmer wieder den 1C auf gesamtgesell-
ÖOrdern / wei Beispiele sollen 1m Folgenden SCHaATITLlıcNeE Problemlagen und auf die S1tua-
dieses Engagement illustrieren. tıon VO  - Angehörigen anderer Religions-

Im der CH angeblicher Blasphe- und Weltanschauungsgemeinschaften. Dazu
mMIı1€e In Pakistan 71L Tode verurteilten ehören 1mM Pakistans beispielsweise
Christin Asıa Bibi, die 51 Oktober 5015 der FEinsatz den Missbrauch der Blas-
1mM Berufungsverfahren Urc den ers- phemiegesetze allgemein SOWIE der 1NWwWEeIs
ten Geric.  shof des Landes freigesprochen darauf, dass Musliminnen un Muslime
wurde, hatte NISSIO ın den Jahren 2013 und ın grofßer Z ahl pfer dieser Gesetzgebung
2014 {Twa 185.500 Unterschriften gesammelt werden. N1SSIO ist der Überzeugung‚ dass
und die Bundesregierung dazu aufgefordert, sich die Lage der Religionsfreiheit 11UT dann
alle diplomatischen Bemühungen 1I1- nachhaltig verbessern lässt, WEn Menschen
über Pakistan unternehmen, damıt Asıa iIimmer wieder den Dialog zwischen den
Bibi In Freiheit entlassen wird un mıt Religionen suchen, gemeinsam F1in-
ihrer Familılie ın Sicherheit en kann In schränkungen ihrer Freiheiten und rund-
politischen Gesprächen mıt der Keglerung rechte vorgehen un: sich einen
Pakistans sollte die Bundesregierung zudem ideologisch motivierten Missbrauch ihrer
darauf hinwirken, dass der Missbrauch der Religionen wehren.
Blasphemiegesetze verhindert werde. 7Zum Fine weıtere ampagne konnte diesem
Tag der Menschenrechte 106. Dezember nliegen 15$S10S USAruc verleihen. S1ie
2017 rief N1SS1O ZU. Gebetstag für Asıa ist mıt der Geschichte des syrisch-katho-
Bibi auf, die sich weiıter ın Haft befand In ischen Priesters acques Maourad verbunden,
Deutschland wurden etwa Gottesdienste, der 2015 VOoO entführt und fünf Monate
Andachten der andere OTTIENTLCHNE Gebete lang gefangen gehalten worden Walrl und
veranstaltet. Ende des Jahres 5015 wurde der heute welter für ıne Verständigung
MISSIO erneut aktiv, als tausende Extremisten zwischen Christen und Muslimen kämpft.

den kurz UVOo erfolgten Freispruch Im ahr 5016 schrieben ihm 1mM Rahmen
Asıa Bibis demonstrierten, Gewalttaten einer mMissto-Kampagne ıuınd 600 Manner

S1E und ihre Familie aufriefen und un: Fkrauen Postkarten mıt persönlichen
schliefslich eın Revisionsverfahren Botschaften, die für acques Maourad einer
den Freispruch durchsetzen konnten. M1SS10 wichtigen Bestätigung und Stutze geworden
reaglerte mıt einer Urgent Actıon und jef sSind. DIie Aktion verlieh zudem Menschen

Briefen die Kanzlerin, die Europäl- 1ne S timme, die ın ihrem Einsatz für Reli-
sche Union und die Botschaft Pakistans ın gionsfreiheit nıcht polarisieren, sondern

Friedensstifter unterstutzen möchten undDeutschland auf, 1ne Durchsetzung des
Freispruchs erreichen und die deutsche damıt eın Zeichen Abgrenzung und
Bundesregierung aufzufordern, die Christin für den Dialog setfzen.
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!   Kampagnen  
und Aktionen 

Neben dem Anliegen, politische und kirch-
liche Entscheidungsträger sowie zivilgesell-
schaftliche Akteure über die Lage der Reli-
gionsfreiheit weltweit zu informieren, führt 
missio Kampagnen durch, um gemeinsam 
mit Unterstützerinnen und Unterstützern 
öffentlich für Christinnen und Christen in 
Not Partei zu ergreifen und sich für Men-
schen einzusetzen, die Verständigung, Frie-
densarbeit und den interreligiösen Dialog 
fördern. Zwei Beispiele sollen im Folgenden 
dieses Engagement illustrieren. 

Im Falle der wegen angeblicher Blasphe-
mie in Pakistan zum Tode verurteilten 
Christin Asia Bibi, die am 31. Oktober 2018 
im Berufungsverfahren durch den Obers-
ten Gerichtshof des Landes freigesprochen 
wurde, hatte missio in den Jahren 2013 und 
2014 etwa 18.500 Unterschriften gesammelt 
und die Bundesregierung dazu aufgefordert, 
alle diplomatischen Bemühungen gegen-
über Pakistan zu unternehmen, damit Asia 
Bibi in Freiheit entlassen wird und mit 
ihrer Familie in Sicherheit leben kann. In 
politischen Gesprächen mit der Regierung 
Pakistans sollte die Bundesregierung zudem 
darauf hinwirken, dass der Missbrauch der 
Blasphemiegesetze verhindert werde. Zum 
Tag der Menschenrechte am 10. Dezember 
2017 rief missio zum Gebetstag für Asia 
Bibi auf, die sich weiter in Haft befand. In 
Deutschland wurden etwa 70 Gottesdienste, 
Andachten oder andere öffentliche Gebete 
veranstaltet. Ende des Jahres 2018 wurde 
missio erneut aktiv, als tausende Extremisten 
gegen den kurz zuvor erfolgten Freispruch 
Asia Bibis demonstrierten, zu Gewalttaten 
gegen sie und ihre Familie aufriefen und 
schließlich ein Revisionsverfahren gegen 
den Freispruch durchsetzen konnten. missio 
reagierte mit einer Urgent Action und rief 
zu Briefen an die Kanzlerin, die Europäi-
sche Union und die Botschaft Pakistans in 
Deutschland auf, um eine Durchsetzung des 
Freispruchs zu erreichen und die deutsche 
Bundesregierung aufzufordern, die Christin 

und ihre Familie diplomatisch und logistisch 
bei ihrer Ausreise zu unterstützen. Außer-
dem initiierte und begleitete missio eine 
öffentlichkeitswirksame Pressekonferenz 
mit dem Anwalt Asia Bibis. Im Januar 2019 
wurde die Revision endgültig abgewiesen 
und der Freispruch durchgesetzt. 

Im Sinne eines verantwortungsvollen 
Umgangs mit dem Thema Religionsfreiheit 
richtet missio in seinem konkreten Engage-
ment für Christinnen und Christen in Not 
immer wieder den Blick auf gesamtgesell-
schaftliche Problemlagen und auf die Situa-
tion von Angehörigen anderer Religions- 
und Weltanschauungsgemeinschaften. Dazu 
gehören im Falle Pakistans beispielsweise 
der Einsatz gegen den Missbrauch der Blas-
phemiegesetze allgemein sowie der Hinweis 
darauf, dass Musliminnen und Muslime 
in großer Zahl Opfer dieser Gesetzgebung 
werden. missio ist der Überzeugung, dass 
sich die Lage der Religionsfreiheit nur dann 
nachhaltig verbessern lässt, wenn Menschen 
immer wieder den Dialog zwischen den 
Religionen suchen, gemeinsam gegen Ein-
schränkungen ihrer Freiheiten und Grund-
rechte vorgehen und sich gegen einen 
ideologisch motivierten Missbrauch ihrer 
Religionen wehren. 

Eine weitere Kampagne konnte diesem 
Anliegen missios Ausdruck verleihen. Sie 
ist mit der Geschichte des syrisch-katho-
lischen Priesters Jacques Mourad verbunden, 
der 2015 vom IS entführt und fünf Monate 
lang gefangen gehalten worden war und 
der heute weiter für eine Verständigung 
zwischen Christen und Muslimen kämpft. 
Im Jahr 2016 schrieben ihm im Rahmen 
einer missio-Kampagne rund 600 Männer 
und Frauen Postkarten mit persönlichen 
Botschaften, die für Jacques Mourad zu einer 
wichtigen Bestätigung und Stütze geworden 
sind. Die Aktion verlieh zudem Menschen 
eine Stimme, die in ihrem Einsatz für Reli-
gionsfreiheit nicht polarisieren, sondern 
Friedensstifter unterstützen möchten und 
damit ein Zeichen gegen Abgrenzung und 
für den Dialog setzen. 
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Aushlick Wenn ın Politik un Gesellschaft

Religionsfreiheit wird und Äus-
Für das Engagement 1SS10S ıst VO  - einandersetzungen Oöffentlich ausgeiragen
Bedeutung, dass die deutsche Politik sich werden, kann dies als USAruc der gesell-
für die Einhaltung des Menschenrechts schaftlichen Relevan7z dieses Menschen-
auf Religionsfreiheit weltweit eINSETIZ E1n rechts gewerte werden ® Teil dieses Rın-
Zeichen dafür, dass die deutsche Bundes- SCS 111U S55 se1n, die Religionsfreiheit als
regierung dem ema neuerdings och Bestandteil unıverseller Menschenrechte

und SsOomı1t als eın individuelles Freiheits-gröfßere Bedeutung beimisst, ist die Ernen-
HNUNgS VOoO  — Markus Grübel MdB Z Beauf- recht verteidigen und ihrem religiös der
tragten der Bundesregierung für die welt- politisch motivierten Missbrauch entgegen-
weiıte Religionsfreiheit. Es handelt sich zuwirken. d  n
eın Amt, das YST für die Legislaturperiode
des 24. September 2017 gewählten 1
Deutschen Bundestags geschaffen wurde.
DDas ema Religionsfreiheit, zeigt uch
die eingangs genannte Bundestagsdebatte,
wird ın Deutschland iımmer wieder auf die
Tagesordnung geselzl Zzu einen, weil ın
vielen Ländern dieser Welt SCHIEC. das
Menschenrecht auf Religionsfreiheit estTeE
Ist, Zzu anderen, weil uch ın Deutschland
iImmer wieder tTenNzen un Spielräume
der religiösen Freiheit ausgehandelt werden
MUssen. [)ass sich eın Freiheitsrecht
handelt, das mıt anderen Grundrechten ın D Zwischen 1944 und 2010 wurden WVC}]

der Organisation fur Islamısche Uusarı-Konflikt Ttrefen kann, zeigen nıcht zuletzt menarbeit OIC) regelmälsig Vorschlägedie Diskussionen religiöse Symbole ın fur N-Resolutionen ZUur Bekämpfung der
chulen und ın OÖffentlichen ebDauden Diffamlerung V} Reilglionen vorgelegt

UNA Kontrovers Alskutliert. Dieser Vorstals
Der ehemalige N-Sonderbeauftragte widerspricht dern menschenrechtlichen

für Religions- und Weltanschauungsfreiheit, Verständnis der Reilglonstfreihelt, allz Par-
schutzen soll, mıcht herdie Ralı-Heıliner Bielefeldt, hebht immer wieder hervor, glonen sölhst. Auch schutzt die Rellgions-

TEeINEeT earsonen VT Hassreden Undass die Religionsfreiheit nıicht 11ULE eın welt-
Gewaltakten, Diskriminierung, lrektlerwe1ıt besonders gefährdetes Menschenrecht Beleidigung Un Gruppenverleumdung,
Ale mIT hrer Religion n Verbindung stehenIst, sondern dass S1E sich zugleic als indivi-

uvyelles Freiheitsrecht ın der Krise eIinade Der mıcht Drazise definljerte egriff
»Diffamlerung« Irg aruber hınaus Ale

Denn nicht iımmer wird S1E unumstrıtten Gefahr aIner Einschränkung der MeiInungs-
als Bestandteil unteilbarer Menschenrechte TEeINEeT En Blasphemliegesetz gilt haufig

mıcht n gleicher Weise fur alle Reilgions-angesehen. DDas 1eg nicht zuletzt daran, gemeilnschaften Un kannn SOMIT aIner
salektiven Zensur V} Meinungsäulßer-dass S1Ee ZanNnlreıchen Instrumentalisierun-

Tuühren nter Einschränkungen der
SCH und Fehlinterpretationen ausgesetzZt ist Meinungsfreihelt eiden dann nNsSbesOon-

dere Angehörige rellglöser Miinderheiten.F1ine falsch verstandene Religionsfreiheit ll Vagl Heiner BIELEFELDT, Reilgilonstfreihelt{wa religiös motivierte Moralvorstellungen Alr umkämpftes Menschenrecht, n
als für die n Gesellschaft verbindlich Conclum 54 1201 420-435, 430-431}

T Vgl Klaus4Reilglonsftfreihelt:Adurchsetzen oder sieht nıicht das Individuum En Racht eht mML semen Konflkten UNA
als Träger entsprechender Rechte un Freli- Urc| SOINMNE Konflikte, n Klaus KRÄMER /

Klaus VELLGUTH (Hg.  S Rellgionstfreiheitheiten, sondern betrachtet Religionen selhst Grundlagen Reflexionen Modelle,
als schützendes Gut.? Freiburg/Basel/Wien 2014, 363-380, 360.
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Ausblick 

Für das Engagement missios ist es von 
Bedeutung, dass die deutsche Politik sich 
für die Einhaltung des Menschenrechts 
auf Religionsfreiheit weltweit einsetzt. Ein 
Zeichen dafür, dass die deutsche Bundes-
regierung dem Thema neuerdings noch 
größere Bedeutung beimisst, ist die Ernen-
nung von Markus Grübel MdB zum Beauf-
tragten der Bundesregierung für die welt-
weite Religionsfreiheit. Es handelt sich um 
ein Amt, das erst für die Legislaturperiode 
des am 24. September 2017 gewählten 19. 
Deutschen Bundestags geschaffen wurde. 
Das Thema Religionsfreiheit, so zeigt auch 
die eingangs genannte Bundestagsdebatte, 
wird in Deutschland immer wieder auf die 
Tagesordnung gesetzt – zum einen, weil es in 
vielen Ländern dieser Welt schlecht um das 
Menschenrecht auf Religionsfreiheit bestellt 
ist, zum anderen, weil auch in Deutschland 
immer wieder Grenzen und Spielräume 
der religiösen Freiheit ausgehandelt werden 
müssen. Dass es sich um ein Freiheitsrecht 
handelt, das mit anderen Grundrechten in 
Konflikt treten kann, zeigen nicht zuletzt 
die Diskussionen um religiöse Symbole in 
Schulen und in öffentlichen Gebäuden. 

Der ehemalige UN-Sonderbeauftragte 
für Religions- und Weltanschauungsfreiheit, 
Heiner Bielefeldt, hebt immer wieder hervor, 
dass die Religionsfreiheit nicht nur ein welt-
weit besonders gefährdetes Menschenrecht 
ist, sondern dass sie sich zugleich als indivi-
duelles Freiheitsrecht in der Krise befindet. 
Denn nicht immer wird sie unumstritten 
als Bestandteil unteilbarer Menschenrechte 
angesehen. Das liegt nicht zuletzt daran, 
dass sie zahlreichen Instrumentalisierun-
gen und Fehlinterpretationen ausgesetzt ist. 
Eine falsch verstandene Religionsfreiheit will 
etwa religiös motivierte Moralvorstellungen 
als für die ganze Gesellschaft verbindlich 
durchsetzen oder sieht nicht das Individuum 
als Träger entsprechender Rechte und Frei-
heiten, sondern betrachtet Religionen selbst 
als zu schützendes Gut.5 

Wenn in Politik und Gesellschaft um 
Religionsfreiheit gerungen wird und Aus-
einandersetzungen öffentlich ausgetragen 
werden, so kann dies als Ausdruck der gesell-
schaftlichen Relevanz dieses Menschen-
rechts gewertet werden.6 Teil dieses Rin-
gens muss es sein, die Religionsfreiheit als 
Bestandteil universeller Menschenrechte 
und somit als ein individuelles Freiheits-
recht zu verteidigen und ihrem religiös oder  
politisch motivierten Missbrauch entgegen-
zuwirken.  A

5 Zwischen 1999 und 2010 wurden von 
der Organisation für Islamische Zusam-
menarbeit (oIc) regelmäßig Vorschläge  
für un - Resolutionen zur Bekämpfung der 
Diffamierung von Religionen vorgelegt 
und kontrovers diskutiert. Dieser Vorstoß 
widerspricht dem menschenrechtlichen 
Verständnis der Religionsfreiheit, die Per-
sonen schützen soll, nicht aber die Reli-
gionen selbst. Auch schützt die Religions-
freiheit Personen vor Hassreden und 
Gewaltakten, Diskriminierung, direkter 
Beleidigung und Gruppenverleumdung, 
die mit ihrer Religion in Verbindung stehen. 
Der nicht präzise definierte Begriff 
»Diffamierung« birgt darüber hinaus die 
Gefahr einer Einschränkung der Meinungs-
freiheit. Ein Blasphemiegesetz gilt häufig 
nicht in gleicher Weise für alle Reli gions-
gemeinschaften und kann somit zu einer 
selektiven Zensur von Meinungsäußer - 
ungen führen. Unter Einschränkungen der 
Meinungsfreiheit leiden dann insbeson - 
dere Angehörige religiöser Minderheiten. 
(Vgl.  Heiner BIelefeldt, Religionsfreiheit – 
ein umkämpftes Menschenrecht, in: 
Concilium 52 [2016 /4] 426-435, 430-431). 
6 Vgl.  Klaus Vellguth, Religionsfreiheit: 
Ein Recht lebt mit seinen Konflikten und 
durch seine Konflikte, in: Klaus Krämer / 
Klaus Vellguth (Hg.), Religionsfreiheit. 
Grundlagen – Reflexionen – Modelle, 
Freiburg /Basel /   Wien 2014, 363-380, 380.


